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<5) Den Angehörigen aller Schichten des Volkes wird 
die Möglichkeit gegeben, ohne Unterbrechung ihrer 
Berufstätigkeit Kenntnisse in Volkshochschulen zu 
erwerben.

ARTIKEL 39
(1) Jedem Kind muß die Möglichkeit zur allseitigen Ent­
faltung seiner körperlichen, geistigen und sittlichen 
Kräfte gegeben werden. Der Bildungsgang der Jugend 
darf nicht abhängig sein von der sozialen und wirt­
schaftlichen Lage des Elternhauses. Vielmehr ist Kin- 
xlern, die durch soziale Verhältnisse benachteiligt sind, 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Der Besuch 
der Fachschule, der Öbersehule und der Hochschule ist 
Begabten aus allen Schichten des Volkes zu ermög­
lichen.
(2) Es besteht Schulgeldfreiheit. Die I^rnmittel an den 
Pfiichtschulen sind unentgeltlich. Der Besuch der Fach­
schule, Oberschule und Hochschule wird im Bedarfs­
fälle durch Unterhaltsbeihilfen und andere Maßnahmen 
gefördert.

ARTIKEL 40
(1) Der Religionsunterricht ist Angelegenheit der Reli­
gionsgemeinschaften. Die Ausübung des Rechtes wird 
gewährleistet.

V. Religion und Religionsgemeinschaften 
ARTIKEL 41

(1) Jeder Bürger genießt volle Glaubens- und Ge­
wissensfreiheit. Die ungestörte Religionsausübung steht 
unter dem Schutz der Republik.
(2) Einrichtungen von Religionsgemeinschaften, religiöse 
Handlungen und der Religionsunterricht dürfen nicht 
für verfassungswidrige oder parteipolitische Zwecke 
mißbraucht werden. Jedoch bleibt das Recht der 
Religionsgemeinschaften, zu den Lebensfragen des 
Volkes von ihrem Standpunkt aus Stellung zu nehmen, 
unbestritten.

ARTIKEL 42 —
(1) Private oder staatsbürgerliche Rechte und Pflichten 
werden durch die Religionsausübung weder bedingt 
noch beschränkt.
(2) Die Ausübung privater oder staatsbürgerlicher 
Rechte oder die Zulassung zum öffentlichen Dienst 
sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis.
(3) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung 
zu offenbaren. Die Verwaltungsorgane haben nur in­
soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft zu fragen, als davon Rechte oder 
Pflichten ?abhängen oder eine gesetzlich angeordnete 
statistische Erhebung dies erfordert.
(4) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder 
Feierlichkeit oder zur Teilnahme an religiösen Übungen 
oder zur Benutzung- einer religiösen Eidesformel ge­
zwungen werden.

ARTIKEL 43
(1) Es besteht keine Staatskirche. Die Freiheit der Ver­
einigung zu Religionsgemeinschaften wird gewährleistet.
(2) Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten selbständig nach Maßgabe der

* für alle geltenden Gesetze.

(3) Die Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften 
des öffentlichen Rechtes, soweit sie es bisher waren. 
Ändere Religionsgemeinschaften erhalten auf ihren 
Antrag gleiche Rechte, wenn sie durch ihre Verfassung 
und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer 
bieten. Schließen sich mehrere derartige öffentlich- 
rechtliche Religionsgemeinschaften zu einem Verbände 
zusammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich- 
rechtliche Körperschaft.
(4) Die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften 
sind berechtigt, von ihren Mitgliedern Steuern auf 
Grund der staatlichen Steuerlisten nach Maßgabe der 
allgemeinen Bestimmungen zu erheben.
(5) Den Religionsgemeinschaften werden Vereinigungen 
gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer 
.Weltanschauung zur Aufgabe machen.

ARTIKEL 44
(1) Das Recht der Kirche auf Erteilung von Religions­
unterricht in den Räumen der Schule ist gewährleistet. 
Der Religionsunterricht wird von den durch die Kirche 
ausgewählten Kräften erteilt. Niemand darf gezwungen 
oder gehindert werden, Religionsunterricht zu erteilen. 
Über die Teilnahme am Religionsunterricht bestimmen 
die Erziehungsberechtigten.

ARTIKEL 45
(1) Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechts­
titeln beruhenden öffentlichen Leistungen an die Re­
ligionsgemeinschaften werden durch Gesetz abgelöst.
(2) Das Eigentum sowie andere Hechte der Religions­
gemeinschaften und religiösen Vereine an ihren für 
Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke be­
stimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen 
werden gewährleistet.

ARTIKEL 46
(1) Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seel­
sorge in Krankenhäusern, Strafanstalten oder anderen 
öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religionsgesell­
schaften zur Vornahme religiöser 'Handlungen zuge­
lassen. Niemand darf zur Teilnahme an solchen Hand­
lungen gezwungen werden.

ARTIKEL 47
(1) Wer aus einer Religionsgesellschaft öffentlichen 
Rechtes mit bürgerlicher Wirkung austreten will, hat 
den Austritt bei Gericht zu erklären oder als Einzel­
erklärung in Öffentlich beglaubigter Form einzureichen.

ARTIKEL 48
(1) Die Entscheidung über die Zugehörigkeit von Kin­
dern zu einer Religionsgesellsehaft steht bis zu deren 
vollendetem vierzehnten Lebensjahr den Erziehungs- 
berechigten zu. Von da ab entscheidet das Kind selbst 
über seine Zugehörigkeit zu einer Religions- oder Welt­
anschauungsgemeinschaft.

•

VI, Wirksamkeit der Grundrechte 
ARTIKEL 49

(1) Soweit diese Verfassung die Beschränkung eines der 
vorstehenden Grundrechte durch Gesetz zuläßt oder die 
nähere Ausgestaltung einem Gesetz vorbehält, muß 
das Grundrecht als solches unangetastet bleiben.

C. Aufbau der Staatsgewalt
1 Volksvertretung der Republik 

ARTIKEL 50
(1) Höchstes Organ der Republik ist die Volkskammer. 

ARTIKEL 51
(1) Die Volkskammer besteht aus den Abgeordneten des 
deutschen Volkes.

(2) Die Abgeordneten werden in allgemeiner, gleicher, 
unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grund­
sätzen des Verhältniswahlrechtes auf die Dauer von vier 
Jahren gewählt.
(3) Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volkes. 
Sie sind nur ihrem Gewissen unterworfen und an Auf­
träge nicht gebunden.
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